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Schluß mit Locarno!
Eine Rede des Grafen Weſtarp

Die Forderungen der Deutſchnationalen Volkspartei
Telegraphiſche Meldungen.)

Berlin, 24. September.
Auf einer vater ländiſchen Kundgebung in der

„Keuen Welt“ hielt Graf Weſtarp eine Rede, in der er auf
grund der widerrechtlichen Ablehnung der Räumung der beſetzten
Gebiete und des Scheiterns der Abrüſtungsverhandlungen zunächſt

jeionte, daß die Epiſode der von Dr. Streſemann im Sep-
1925 eröffneten deutſchen Ver-

abe. Das ſollte in Deutſchland ohne Parteiſtreit erkannt und
feſigeſtellt werden können. Die gegebene Forderung aus der in
Genf geſchaffenen Lage ſei der Schlußſtrich unter die Locarno-
politik. Noch nach der Einigung vom 16. September habe
kriand ihm noch einmal klar und deutlich mit erneuten Hohn
und Spott gezogen. Den Schlußſtrich auch in Deutſchland zu
zehen, ſei für den Reichskanzler Müller und ſeine ſozial-
demokratiſchen und demokratiſchen Freunde eine ſchweres Opfer.

Der Reichskanzler habe, das ſei anerkannt, den für ihn opfer-
volen Weg betreten, in Genf auf vollſtändige Klarheit
zu dringen. Der Aufklärung bedürfe, ob der deutſche Delegierte
Dr. Breitſcheid und der demokratiſche Begleiter der Delegation,
Georg Vernhard, andere Wege gegangen ſeien. Jedenfalls
habe man die Linie nicht innegehalten, als man ſich auf die neuen
Scheinverhandlungen eingelaſſen habe, die zu dem Abkommen
vom 16. September geführt hätten. Dieſes Abkommen ſei

gegen den Einſpruch der Deutſchnationalen
abgeſchloſſen worden, in Wahrheit ſei in Genf keine Einigung
erzielt worden. Ueber jeden der Punkte des Abkommens be-
ſtünden unüberbrückte und unüberbrückbare Gegenſätze.
England und Frankreich erwarteten, daß ſie bei den geplanten
Lerhandlungen Deutſchland zu neuen Vorleiſtungen und Opfern
kewegen würden. Erneut müſſe darum betont werden, daß das
deutſche Volk, auch die beſetzten Gebiete, jede neue Konzeſſion für
die Räumung ablehnten, die Deutſchland zuſtehe und zu
fallen müſſe. Bei der in dem Abkommen geplanten „Feſtſtellungs
und Vergleichskommiſſion“ handele es ſich um die olements
ztables ſtändige Kontrollorgane für die entmilitariſierte
Zone. Briand ſelbſt habe entſprechend den Richtlinien des franzö
ſiſchen Kabinetts vom 23. Auguſt d. J. die Dauerkontrolle als

Gegenſtand der Verhandlungen bezeichnet. Ernteſte Wachſamkeit
ſei daher nötig. Jede militäriſche Dauerkontrolle über das Rhein
land, über die entmilitariſierte Zone, über ganz Deutſchland in
jeder Form auf Grund des Locarno- wie des Verſailler Vertrages
um jeden Preis ſei abſolut unannehmbar. Sie ſei ein
Hohn auf Frieden und Verſtändigung. Wer ſie fordere
oder auch nur zur Erörterung ſtelle, begehe

ein Verbrechen an Deutſchlands Zukunft.
Was die Verhandlungen über das Reparations-

problem angeht, ſo dürfe Deutſchland entſprechend dem
urſprünglichen Plan des Dawesgutachtens ſich nur auf ſolche
Verhandlungen einlaſſen, bei denen die Reviſion des Abkommens
durch eine unparteiiſche Unterſuchung neu
traler wirtſchaftlicher Sachverſtändiger durch-
geführt werde. Ferner dürfe Deutſchland in die durch das Genfer
Abkommen vorgeſehenen Verhandlungen nicht auftreten, wenn
nicht Amerika von vornherein daran beteiligt ſei. Frankreich
wolle nur eine Teillöſung der Reparationen.
Deutſchland müſſe eine ſolche Löſung jedoch ablehnen und
könne ſich auf eine Erörterung hierüber nicht einlaſſen. Bei
den geplanten Verhandlungen müßten die politiſchen Bindungen
des Dawesabkommens beſeitigt werden, neue politiſche Bindungen
diirften um keinen Preis übernommen und deshalb auch nicht
als Gegenſtand der Erörterung zugelaſſen werden.

Zum Schluß erklärte Graf Weſtarp u. a.: „Nachdem die
Locarnopolitik verſagt hat, muß äußerſte Zurückhaltung
den Weſtmächten und dem Völkerbund gegenüber an ihre Stelle
treten. Wir fordern Wahrheit und Klarheit, einen
echten und keinen Scheinfrieden. Die Deuntſchnatio-
nale Partei und vaterländiſche Bewegung ſind ſich einig über
das, worauf es ankommt. Deshalb geloben wir, alles daran zu
ſetzen, daß unſer Volk über alle Gegenſätze und Unterſchiede von

Partei, Beruf und Klaſſe hinweg ſich zurückfindet, daß
unſere Jugend heranwächſt zu dem Frontkämpfergeiſt, opfer-
williger Pflichterfüllung im Dienſte des Vaterlandes, in natio-
naler Einheit und Kameradſchaft. Wir müſſen wieder lernen,
nur auf die eigene Kraft zu bauen. Der alte deutſche Gedanke
treuer und ſtolzer Wehrhaftigkeit muß zu neuem Leben er-
wachen.“
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Miniſter von Guerard in Oberſchleſien

Telegraphiſche Meldung.)
Gleiwitz, 24. September.

Reichsverkehrsminiſter von Guérard unternimmt augen
bliklich eine zweitägige Beſichtigungsfahrt durch
Oberſchleſien zum Studium der oberſchleſiſchen Verkehrs
verhältniſſe, insbeſondere der oberſchleſiſchen Kohlentransport
frage. Am Montag vormittag beſichtigte der Reichsverkehrs-
miniſter in Ottmachau die Arbeiten zum neuen Staubecken.
im Montag mittag traf von Guérard in Glei witz ein, wo er
im Bahnhof vom Oberbürgermeiſter begrüßt wurde. Am Nach
ſiteg fanden Beſprechungen mit den intereſſierten Stellen über
ie oberſchleſiſchen Verhältniſſe ſtatt.

Urteil im Feme-Prozeß Legner
Reim zu 3 Jahren Zuchthaus verurteilt.
Telegraphiſche Meldung.)

Berlin, 24. September.
Am Montag begann in Moabit vor dem Schwurgericht desLa dgerichts in der Prozeß gegen den Oberleutnant a. D. Ni-

ai Reim, den ehemaligen Feldwebel Büſching und Haupt
zamn a. D. Gutknecht, die ſich wegen gemeinſchaftlichen
des an dem früheren Oberfeldwebel beim Arbeitskommando
Aberitz, Willy Legner, bezw. wegen Anſtiftung dazu zu ver

penwworten haben.

KRach eingehender Vernehmung der Angeklagten und Zeugen
Härte Staatsanwaltſchaftsrat Leſſer in ſeinem Plädoyer, daß
prbedachter Mord und Mittäterſchaft vorlägen.
er Angeklagte Reim habe Zeit genug zur Ueberlegung gehabt.

der Staatsanwalt, wolle es ihm hoch anrechnen, daß er
offenes Geſtändnis abgelegt habe, obwohl er wußte,

man ihn kaum ü ren könnte, wenn er nichts ſagen
Andererſeits handele es ſich aber um ein ſcheußliches Ver
einen Mann ohne Urteil auf Grund eines vagen Ver-

dachtes dem Tode zu übergeben. Der Staatsanwalt erklärte, er
habe die traurige Pflicht, die Todesſtrafe zu beantragen.

Nach zweiſtündiger Veratung verkündete Landgerichtsdirektor
Dr. Friedmann als Vorſitzender des Schwurgerichtes des
Landgerich'es III folgendes Urteil:

„Der Angeklagte Oberleutnant a. D. Nicolai Reim wird
wegen Beihilfe zum Morde zu einer Zuchthausſtrafe von
drei Jahren, wovon zwei Jahre und 35 Tage durch die Unter
ſuchungshaft als verbüßt gelten, ſowie zu den Koſten des Ver-
fahrens verurteilt.“

Anerkennung Zogus I. durch
Frankreich

Telegraphiſche Meldung.)
Tirang, 24. September.

Wie das albaniſche Preſſebureau bekannt gibt, teilte der
franzöſiſche Geſchäftsträger in Tirana dem alba-
niſchen Außenminiſter mit, daß die franzöſiſche Regierung den
König der Albaner Zogu I. anerkannt habe.

Abſchluß des ſüd chineſiſchen Feldzuges
gegen Norden

(Te'egraphiſche Me n c

London, 24. September.
Von Mukden in Schanghai eingegangene Meldungen be-

ſagen Reuter zufolge, daß die Ueberreſte der Tſchili-
Schantung- Armee ſich nach heftigem Kampf in der Nähe
von Anſchan den Streitkräften des Generals Yang-Yu-Ting e r-
geben haben. Jm Verlauf der Kämpfe verloren die Nordtruppen
etwa 3000 Mann. Dieſe Unterwerfung ſtellt den Abſchluß
der ſüdchinefiſchen Kampagne gegen den Norden dar, die im
Juli 1926 um Kanton eröffnet wurde.

Bolſchewismus auf ihre Fahnen ſchreiben.

Schwedens zukünftige
Europapolitik

(Pon unſerem Korreſpondenten.)
Stockholm, 23. September.

Schweden iſt aus ſeinem politiſchen Dornröschenſchlaf
erwacht. Ein Land, das ſeit über einem Jahrhundert
keinen Krieg geführt, deſſen Staatsſchiff dank ſeiner gut-
geölten Rudermaſchine von allen Klippen und Stürmen
verſchont geblieben, ein Land, das in beſchaulicher Stille
von den ſtolzen Erinnerungen zehrte, als ſeine Krieger-
könige das Banner Schwedens über ganz Europa trugen
und die Oſtſee ein ſchwediſches Meer war Schweden ſteht
im Begriff, wieder eine Rolle in der euro-
päiſchen Politik zu ſpielen.

Ueber Nacht ſo ſcheint es iſt der Schwerpunkt
jener Politik, die nicht mit Sowjetrußland marſchiert,
nach Stockholm verlegt worden. Was anders bedeutet
der Beſuch des Präſidenten von Eſtland, der ſoeben in Be
gleitung ſeines Außenminiſters einen offiziellen Beſuch in
Stockholm machte, was bedeutet der Beſuch der lettiſchen
Kriegsſchiffe, weshalb war der finniſche Präſident beim
König Guſtav? Gewiß, es ſind nur Manifeſtationen, von
denen jede allein wenig bedeutet; wer aber etwas mehr
hinter die Kuliſſen ſchaut, der weiß, daß es mehr iſt. Die
vor langem angebahnte Annäherung der Oſtſeeſtaaten iſt
zum Abſchluß gekommen, und Schweden hat die
Führerſtellung angetreten.

Daß die gemeinſame Front gegen den vielfach über-
legenen Nachbar einmal den Oſtſeeblock entſtehen laſſen
würde, iſt ja keine Ueberraſchung. Neu und von beſonderer
Bedeutung für uns iſt aber die Tatſache, daß das Schwer-
gewicht der Antiſowjetfront ſich von Warſchau nach Stock-
holm zu verſchoben hat.

Es gehören keine Seheraugen dazu, um feſtzuſtellen,
daß ſich in der engliſchen Außenpolitik etwas tut. Sie hat
in der Einkreiſung Sowjets ein Meiſterwerk geleiſtet.
Vom Eismeer bis zum Schwarzen Meere, von Schweden
bis nach Rumänien läuft der Abſchnürungsgürtel. Und
man wird in London ſicher wiſſen, warum das Kopfſtück
dieſes Gürtels lieber in Stockholm als in Warſchau
ſitzen ſoll.

Jm Rahmen dieſer außenpolitiſchen Vorgänge iſt der
innerpolitiſchen Entwicklung in Schweden beſondere
Bedeutung zuzumeſſen. Schweden war eine Hochburg
der Sozialdemokratie, die ſeit vielen Jahren ſtets nur Fort-
ſchritte zu verzeichnen hatte. Bis zu dieſen Tagen, wo der
Ausfall der Wahlen zur zweiten Kammer gezeigt hat, daß
das ſchwediſche Volk ſich eines Beſſeren beſonnen hat. Selbſt
die größten Optimiſten hatten nicht erwartet, daß der
Sieg der Rechtspartei ſo groß und die Niederlage der
Sozialdemokraten ſo vernichtend ſein würde. Die Wahlen
in der vorigen Woche bedeuten nicht mehr und nicht weniger
als einen Wendepunkt in der ſchwediſchen
Politik.

Gleichgültig, wie die neue Regierung ausſehen mag:
Sie wird einem ausgeſprochen bürgerlichen, ſtaats-
erhaltenden Kurs folgen, wird mit den Phraſen der Ab-
rüſtung aufräumen ſolange nicht die anderen mitfolgen

und wird im beſonderen den Kampf gegen den
Es kann

kein Zweifel darüber beſtehen, daß die Liſtenverbindung
der Sozialdemokratie mit den Kommuniſten in erſter Linie
das Bürgertum geſammelt und den Sieg herbeigeführt hat.

Die Erbitterung gegen die ruſſiſchen Spionageverſuche,
in die ſogar ein ſchwediſcher Offizier verwickelt
war, hatte gerade kurz vor den Wahlen den Höhepunkt er-
reicht, als ruſſiſche Kadetten ſich nicht ſcheuten, die r
freundſchaft im ſchwediſchen Wisby zu kommuniſti-
ſcher Propaganda zu mißhbrauchen. Es kann nicht
wunder nehmen, daß dieſe Vorgänge dem ſonſt ſo leiden-
ſchaftsloſen Wahlkampf zuletzt eine ganz ungewöhn-
liche Schärfe verliehen, daß die Armee der bürgerlichen
„Hemmaſittare“, der Zuhauſeſitzer, mobiliſiert und die
Wahlbeteiligung um die Hälfte geſteigert wurde.

Die Vorſtellung eines nationalen Schweden als Führer
des Antiſowjetblocks zieht vollkommen neue Per
ſpektiven, bringt eine ganz neue Farbenzuſammen-



ſtellung auf der europäiſchen Staatenkarte hervor. Gewiß
beſtehen Gegenſätze in dieſem Lager: So zwiſchen Schweden
und Finnland, wo auch, nachdem die Aalandsfrage ver-
geſſen iſt, das Problem der ſchwediſchen Minorität immer
wieder Verſtimmung ſchafft. Doch im Vergleich zu der
großen außenpolitiſchen Gefahr für Finnland gleich
groß, ob es Sowjet oder ein Weißrußland zum Nachbar
hat treten alle anderen Fragen naturgemäß zurück.
Stand Finnland ſchon einmal im Begriff, Polen die Hand
zu reichen bekanntlich wurde der vom Außenminiſter
Holſti vor ſechs Jahren geſchloſſene finniſch polniſche Ver-
trag vom finniſchen Reichstag nicht ratifiziert ſo wird
es gewiß nicht zögern, ſich dem in jeder Weiſe näherſtehenden
ſchwediſchen Nachbarn anzuſchließen.

Die Verdrängung Polens von der bisherigen Führer-
ſtellung in den Block der um die Erhaltung ihrer Freiheit
beſorgten Randſtaaten wird auch dem letzten, noch fehlenden
Glied den Weg zum Anſchluß ebnen: Litauen. Kommt
auch Litauen noch dazu, dann iſt der Ring endgültig ge-
ſchloſſen. Dann hat England ſein Ziel voll und ganz
erreicht.

Gerade jetzt, unter dem unmittelbaren Eindruck der
Genfer Tragikomödie, gewinnt die Umgruppierung im
Norden auch für uns beſondere Bedeutung. Wohin
die Weſtorientierung führt, haben wir geſehen; an eine
ruſſiſche Bindung kann wohl nur der denken, der ſich jung
genug fühlt, um die Wiedergeburt Rußlands aus Sowjet
zu erleben. Bei welcher Großmacht in Südeuropa die neue
EnglandOſtſeegruppe auf Verſtändnis und Unterſtützung
zu rechnen hat, liegt auf der Hand; es iſt ein ſtarker, ziel-
bewußter Block, deſſen Konturen ſich immer deutlicher ab-
zeichnen ein Block, der uns nicht nur kheoretiſch inter-

eſſieren ſollte. Dr. P. G.
Ruſſiſche Großbauern

vertreiben Kommuniſten
Telegraphiſche

Kowno, 24., September.
Wie aus Moskau amtlich gemeldet wird, überfielen Groß

auern im Dorf Dobrhje Gory im Gouvernement Witessk
die dortigen Kommuniſten. Sie vernichteten alles, was rgend
wie an die Sowjetmacht erinnerte. Die Unruhen waren her-
vorgerufen durch die Abſicht der Kommuniſten, die Dorfkirche zu
ſehließen. Erſt einer Abteilung GPU. gelang es, des Aufkuhrs
Herr zu werden. Der lokale Aufſtand der Bauern zeigt, daß die
gegenreligiöſe Bewegung im Dorf keinen Anklang findet.

Rücktritt Dr. Hainiſchs im November?
Telegraphiſche Meldung.)

Berlin, 24. September.
Wie aus Wien gemeldet wird, verlautet in beſt unterrichteten

politiſchen Kreiſen, daß Bundespräſident Dr. Hainiſch im
November endgültig von ſeinem Amt zurücktreten
wird. Als Nachfolger des Bundespräſidenten ſind in erſter Linie
Präſident Miklas und Profeſſor Dr. Wettſtein auserſehen.
Dem Nationalrat ſoll ein Geſetz unterbreitet werden, das eine
Penſion für Dr. Hainiſch ſichert.

Ein Aufruf der fünf Räte
der Nanking- Regierung

Telegraphiſche Meldung.)
Peking, 24. September.

Wie aus Nanking gemeldet wird, haben die eingeſetzten
fünf Räte am Freitag einen Aufruf veröffentlicht, in dem es
heißt, daß die Nanking Regierung der Bevölkerung den Frieden,
die Entwicklung von Handel und Verkehr ſowie eine ganze Reihe
von Reformen verſpricht, die den Wiederaufbau Chinas
fördern ſollen. Die kommuniſtiſche Partei wird als außer
halb des Geſetzes ſtehend erklärt. Die Nanking-
Regierung ſagt ferner zu, daß ſie mit den Großmächten Ver-
träge abſchließen und die Armee zahlenmäßig einſchränken werde.

Stahlhelm verlangt Aenderung
der Weimarer Verfaſſung

Ein Volksbegehren ſoll die Entſcheidung herbeiführen
Telegraphiſche Meldung.)

Magdeburg, 24. September.
Am Sonnabend und Sonntag tagte der Bundesvor-

ſtand des Stahlhelm in Magdeburg, um die Ziele
ſeines zukünftigen politiſchen Kampfes zu er-
örtern. Es wurde eine Entſchließung angenommen, in der
die Bundesführung beauftragt wird, zur Beſeitigung des parla
mentariſchen Syſtems ein Volksbegehren über die
Aenderung der Berfaſſfung des Deutſchen
Reiches vom 11. Auguſt 1919 einzuleiten und durchzu
führen. Jn einer weiteren Entſchließung wird feſtgeſtellt, daß
es eine unverantwortliche Schädigung der Zukunftsmöglichkeiten
der nationalen Politik bedeute, durch Bildung der ſogenannten
Großen Koalition oder einer Rechtsregierung, die bei dem gegen
wärtigen Stärkeverhältnis der Parteien zur Unfruchtbarkeit ver-
dammt ſei, der Sozialdemokratie die Führung der Regierung ab-
zunehmen.

Hierzu veröffentlicht der „Stahlhelm“ in Geſtalt eines Auf
rufes eine längere Begründung, in der es u. a. heißt:

„Es gilt, dem unerträglichen neudeutſchen parlamentariſchen
Syſtem der ſchrankenloſen Porteimißwirtſchaft mit ihrer Volk
und Staat ausſaugenden on re de den Willen der
nationalen Front entgegenzuſetzen und dieſes Syſtem auf dem
heute noch möglichen verfaſſungsmäßigen Wege wenigſtens in
feinen gefährlichſten Auswüchfen zu ändern. Diejenigen
nationalen parlamentariſchen Parteien, die die Unfähigkeit dieſes
Syſtems in ihrer eigentlichen Arbeit ebenſo klar erkannt haben
wie die nationalen Maſſen, die das außen und innenpolitiſche
Treiben in den Parlamenten mit ſteigender Erbitterung ver
folgen, müſſen ſich dazu von der bündiſchen Front auf-
nehmen laſſen.

Die innerpolitiſche Lage iſt gekennzeichnet durch die
tödliche Gefahr, in der ſich das deutſche Bauerntum be-
findet. Der wirtſchaftliche Zuſammenbruch des Landvolkes ent-
völkert die deutſche Scholle. Die Großſtädte verbrauchen den
Geburtenüberſchuß der deutſchen Stämme. Die innerpolitiſche
Lage iſt weiter gekennzeichnet durch die unter dem Schutz des
neudeutſchen Syſtems ſtehende internationale pazi-
fiziſtiſche Propaganda. Mit der Kriegsdienſtverweige-
rungsaktion wird der Opfergedanke zielbewußt ab
getötet und die Vorherrſchaft der Feigen betrieben.

Als ſelbſtverſtändliche Folge kann dies neudeutſche Staats
ſyſtem nur eine Außenpolitik treiben, die in Fortſetzung
der Unterwerfung unter Verſailles jeder nationalen Würde und
damit jedes nationalen Erfolges bar iſt, weil ſie aus inner-
politiſchen Gründen die Lüge vor einer vorhandenen Macht des
internationalen Pazifismus aufrecht erhalten muß. Die bis-
herigen Verſuche der Rechtsparteien, die Entwicklung zu dem
Feutigen innen- und außenpolitiſchen Zuſtand durch Mit-
beteiligung am heutigen parlamentariſchen Syſtem aufzuhalten,
ſind geſcheitert. Viel nationales Gut iſt bei dieſen noch ſo
ehrlich gemeinten Verſuchen vertan worden, den tatſächlichen
Machthabern und Nutznießern des neudeutſchen Syſtems wurde
dadurch die Verſchleierung der wahren außen, innen- und wirt-
ſchaftspolitiſchen Lage des deutſchen Volkes nur noch er-
leichtert.

Wir fordern daher dieſe Männer und die Parteien, die ſie
vertreſen, auf, ihre ganze parlamentariſche Arbeit in dem rück-
ſichtsloſen Kampf gegen das Syſtem der ſchranken-
loſen Parteiwillkür einzuſetzen. Wir bitten die deutſchen
Arbeitgeber- und arbeitnehmer, die von nationalem Ver-
antwortungsbewußtſein getragen ſind, ſich die Hand zu reichen

zum gemeinſamen Willen, Arbeit und Kapital
dem nationalen Staat der Zukunft unterzuoerdnen und alß
Vordergrund unſerer Jnnenpolitik ſtellen, die Autorität
Vordergrund unſerer Jnnenpoplitik ſtellen, die Autorität
des Nationalſtaates zu ſchaffen, in dem allein die ſoziale
Frage von nationalem Gemeinſchaftsgeiſt und den Erforderniſſen
deutſchen Volkstums gelöſt werden kann.“

Die „Times“ zur Enthülluüber das Floetenabrommen

Telegraphiſche Meldung)
London, 24. September.

Nach den geſtrigen des „Newyork American“
verlangt ein Teil der engliſchen rgenblätter in Veitartikeln
erneut die Veröffentlichung des Wortlautes des engliſch-fran
zöfiſchen Flottenabkommens. Auch die „Times“ finden,
nicht länger ein Grund oder Vorwand für die Geheimhaltung
geltendgemacht werden könne. Die Enthüllungen bringen nach
„Times“ nicht viel Neues über die Erklärungen Briands
und Cuſhenduns hinaus. Der Hauptpunkt ſei nicht die Bau
freiheit für kleine Kreuzer und Unterſeeboote, ſondern das Ueber
einkommen über die Beſchränkun der 10 000-Tonnen-Kreuzer. Daneben habe Großbritannien ſeinen Widerſtand
gegen die Einbeziehung der Reſerviſten in die Landſtreitkräfte
auf gegeben.

Das ſei alles, was das Abkommen enthalte und es zeige ſichnun, daß die franzöſiſche und britiſche Regierung tatſächig nur

das Ziel gehabt hätten, die Hinderniſſe für die Arbeiten der Vor
bereitenden Abrüſtungskommiſſion zu beſeitigen. Durch die
Geheimhaltung ſei aber die Oeffentlichkeit irregeführt
worden.

Die „Daily E Srrudhe findet gleichfalls, daß das Ueber
kommen nichts Ueberraſchendes enthalte. Jn der Behandlung

der Frage habe aber die engliſche Regierung eine Ungeſchidk-
lichkeit bewieſen, die kaum zu übertreffen ſei.

Beſtürzung in Paris
Telegraphiſche Meldung.)

Paris, 24. September.
Die Veröffentlichung des Schreibens des franzöſiſchen Außen-

miniſteriums an die diplomatiſchen Vertretungen in Waſſhington,
Tokio und Rom zur Erläuterung des franzöſiſch-engliſchen
Flottenkompromiſſes hat in Pariſer zuſtändigen Kreiſen ſtarkes
Mißfallen und einige Beſlürzung hervorgerufen.
Man fragt ſich beſonders, wie es möglich war, daß die Hearſt-
Preſſe in den Beſitz des vertraulichen Schreibens gelangte.

Jn den dem „Quai d'Orſay“ naheſtehenden Kreiſen gibt
man zu, daß der Text, wie er in einem Londoner Blatt erſchien
die gemeinſam von der franzöſiſchen und engliſchen Regierung
emachten Vorſchläge für eine Flottengbrüſtung nichts

Falſches dargeſtellt. Der „Matin“ erklärt, der in Frage
ſtehende Brief ſei tatſächlich am 3. Auguſt an die franzöſiſchen
Agenten geſchickt worden. Er enthalte etwa zehn Maſchinen
ſeiten und habe den Zweck gehabt, das franzöſiſch- engliſche Kom-

promiß den Vereinigten Staaten, Japan und Jtalien zu er
läutern. Die Sorge der franzöſiſchen Regierung ſei geweſen,
zur Beſeitigung von Mißverſtändniſſen die anderen Regierungen
und beſonders Waſhington über die kleinſten Einzelheiten und
den Geiſt des Abkommens zwiſchen Paris und London zu unter
richten. Der Kommentar habe zur Unterlage für die münd-
lichen Erklärungen der franzöſiſchen Vertreter gedient. Das
amerikaniſche Staatsdepartement habe von Anfang an gekannt,
was die amerikaniſche Zeitung als eine Enthüllung darſtelle.

Feuilleton
Halle, 25. September.

„Andrea, der Sohn des Zauberers“
Filmabend der Johannesgemeinde.

Die Johannesgemeinde veranſtaltete am vergangenen Sonn
tag ihren erſten Filmabend in dem zweckmäßig-ſchönen neuen
Johannesgemeindehaus. Ein zahlreiches Publikum folgte mit
großem Jntereſſe dem Oſtafrikafilm „Andreg, der Sohn
des Zauberers“; in anſchaulichen Bildern wurde die Tätig-
keit der deutſchen Miſſionare gezeigt, die ihre Aufgabe darin ſehen,
die heidniſchen Eingeborenen aus ihrer angſtvollen Religion zu er
retten und ſie einer hoffnungsfreudigen Religion dem Chriſten-
tum entgegenzuführen.

Aufnahmen von lang ausgeſtreckten Ebenen, umſäumt von
hohen, teilweiſe mit ewigem Schnee bedeckten Bergen zogen an den
Augen der Zuſchauer vorüber. Geſchickt waren in dem Film die
inneren Kämpfe eines zum Chriſtentum bekehrten jungen Ein-
geborenen, des Andreg, eingewoben. Auf der einen Seite wirkte
in ihm die Macht des Chriſtentums, auf der anderen hielt ihn die
Liebe zu ſeinem heidniſchen Vater, dem Zauberer, gebunden. Der
Film ſchloß mit dem Siege des Chriſtentums; der Vater ließ ſich
taufen.er Film hatte das gute Ziel, den Zuſchauern zu zeigen, wie-

viel Geld zu einer gut durchgeführten Miſſion gehört. Er machte
das Wort „Gebt ein Scherflein auch in die Miſſionskollekte“, das
nur an eine geringe oder ſogar gar keine Vorſtellung gebunden
war, im Herzen des Publikums lebendig.

Die Veranſtaltung wurde umrahmt von gemeinſam ge-
ſungenen geiſtlichen Liedern, die Paſtor Gueinzius an dem

neuen Flügel begleitete. J.
Legendenſpiel in der Ulrichskirche

Die Kreisgruppe Halle im Deutſchen Reichskrieger-
bund Kyffhäuſer veranſtaltele am Sonntag abend 8 Uhr in
der St. Ulrichskirche eine Wohltätigkeitsveranſtaltung zu
gunſten der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen. Nach
einem Orgelſpiel und einem gemeinſamen Geſang ſprach Ober-
pfarrer Thiede über die Nöte unſerer Zeit. Not herrſche an
den Grenzen unſeres deutſchen Vaterlandes, Not herrſche auch im
Jnnern unſeres Volkes. Der heutige Abend habe den Zweck, die
Not der Kriegsbinterbliebenen und Kriegsbeſchädigten zu lindern.
Helfen möchten und wollten wir gern alle. Wer aber ſei der
mächtigſte Helfer? Das Legendenſpiel, das uns heute vorgeführt
roerde, geige uns, wer der Mächtigſte iſt Chriſtus Nach einem
einleitenden zog dann die Spielſchar des„Bundes Deutſcher Vibelkreiſe Halle durch die Kirche zum
Hochaltar. „Chriſtophesas“ hieß das Legendenſpiel, das

die Herzen der zahlreich Verſammelten packte. Offerus, ein
ſtarker Knave, hatte ſich in den Kopf geſetzt, nur dem zu dienen,
der der Mächtigſte hier auf Erden ſei. Er findet ihn weder in
dem Schmied, der ein Schwächling gegenüber einer Frau iſt, er
findet ihn nicht in der Frau, die vor dem reichen Mann in die
Knie ſinkt. Auch der reiche Mann muß ſich der irdiſchen
Gerechtigkeit beugen, und der Richter hat Angſt vor dem böſen
Feind. Er möchte jetzt dem Böſen dienen; doch der Böſe kann
nicht an dem Kreug vorübergehen: Hier verliert er ſeine Macht.
Offerus ſucht Chriſtus. Er findet den mächtigſten Herrn der
Welt in einer ſtürmiſchen Nacht als kleines Kindlein, das er auf
ſeinen Schultern über den Fluß tragen muß und unter deſſen
Laſt er ſchier zuſammenbricht. Chriſtopherus, Chriſtusträger,
darf er ſich nun nennen. Froh verkündet er dieſe ſeine Botſchaft
der Welt. Doch die meiſten wollen es nicht glauben und lachen
über ihn. Dieſes mittelalterliche Legendenſpiel wurde von der
Halleſchen Spielſchar in würdiger, ernſter Weiſe mit Hingebung
vorgetragen.

„Satuala“
Erſtaufführung im Erfurrer Stadttheater.

(Von unſerem Theaterreferenten.)
Erfurt, 22. September.

Jm Erfurter Stadttheater ging E. N. von Rezniceks 1927
in Leipzig uraufgeführte dreiagktige Oper „Satuala“ erſtmalig in
Szene in Anweſenheit des Komponiſten und erzielte unter der
muſikaliſchen Leitung von H. W. Steinhardt einen ſtarken
Erfolg. Regzniceks Muſik bewegt ſich in modernen Bahnen, ohne
ins Extrem zu verfallen. Sie überläßt den Singſtimmen die
Herrſchaft und untermalt die äußeren Stimmungen und die ſee-
liſche Entwicklung mit einer treffſicheren Ausnutzung der inſtru-
mentalen Färbung. Die Ouvertüre und vor allem das Vorſpiel
zum dritten Bilde zeigen deutlich Rezniceks Eigenart, eine ge
ſunde Miſchung von geklärtem Edilektizismus und kräftiger
Jndividualität, die bei dem 67jährigen Komponiſten ungemein
berührt. Zuſtatten kam dieſer Eigenart nicht nur das ozeaniſche
Milieu der Handlung, ſondern auch der ſtraffe Aufbau des
Textes von Rudolf Laukner, der von dem geplanten Mord eines
amerikaniſchen Expeditionsoffiziers durch die Hawaigerin Satuala
handelt, die ihr Opfer aber lieben lernt, die Verſchwörung verrät
und mit dem Offigier in den Tod geht, durch den dieſer ſein
Vergehen an der Ehre ſeiner Nation ſühnt. Jrene Hihn be-
wies in der Titelrolle ſicheres Spiel und eine vorzüglich ab-
gerundete und ausgeglichene Stimme und hatte in Anton Wiß
mann (Kapitän Carfen) einen gleichwertigen Partner. Sieg-
fried Bartenſteins verſchlagener und brutaler Häuptling
war treffend gezeichnet und in geſanglicher Beziehung mit Glanz
und Sicherheit durchgeführt. Jnſzenierung und Walter Schrö-
ders Bühnenbilder waren voll glühenden Lebens, ebenſo die
Tanzeinlage von Margrit Harniſch. Komponiſt und Leiter
der Aufführung wurden ſtürmiſch gefeiert. R.

Von deutſchen Hochſchulen
Wien.

Der in den Alpen des Ober-Engadin verunglückte Rechts
anwalt Dr. jur. Wilhelm Schleſinger gehörte ſeit 1922
dem Lehrkörper der rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät
der Univerſität Wien als Privatdozent für öſterreichiſches
Privatrecht an. Seine Veröffentlichungen betreffen beſonders
das Gebiet des Schuldrechtes. Schleſinger promovierte 1920 mit
einer Kritik des Geſetzentwurfes über Tarifverträge und
Einigungsämter. Seine Habilitationsſchrift trägt den Vitel
„Zur Lehre von den Schuldverletzungen“.

Gießen.

Der planmäßige a. o. Profeſſor für Veterinär-Hiſtologie und
Veterinär-Embryologie an der Univerſität Leipzig Dr. med.
Wilhelm Schauder iſt vom 1. Oktober 1928 zum ordentlichen
Profeſſor für Veterinäranatomie an der Univerſität Gießen
als Nachfolger des in den Ruheſtand getretenen Geh. Medizinal
rats P. Martin ernannt worden. Prof. Schauder, geboren 1884
zu Neiße, war bereits früher in Gießen tätig. Dort habilitierte
er ſich im Jahre 1921, wurde ſpäter a. o. Profeſſor und ſiedelte
1926 als planmäßiger Extraordinarius nach Leipzig über.
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Ueuerwerbungen der Univerſitäts-Bibliothek Halle

Jm Leſeſaal der halleſchen Univerſitäts-vib-
liothek liegen vom 1. bis 6. Oktober als Neuerwerbun-
gen folgende Bücher aus: Katalog der Handſchriften der Uni
verſitätsBibliothek Erlangen. J. Erlangen 28. Dahl, S.
Bogens Hiſtorie. Kopenhagen 27. Heſiodos Erga. Erklärt b.
Wilamowitz. Berlin 28. Strecker, K.: Einführung in das
Mittellatein. Berlin 28. Evans, W.: Alliteratio Latina. Lon
don 21. Graves, R.: The Engliſh Ballad. London 27.
Lapaire, H.: Les Légendes Berrichonnes. Paris 27. x Günther
H.: Jung-Stilling. München 28. Freeman, J. A Portrait o
George Moore. London 22. Baker, E. The Hiſtory of the
Engliſh Novel. London 24. Morgan, A. Riſe and Progreß
Scottiſh Education. London 27. Solokow, N.: Geſchichte des
Zionismus. Wien o. J. Peterka, O.: Rechtsgeſchichte der
böhmiſchen Länder. I. 2. Reichenberg 28. x Hamburger,
Die Papierherſtellung. Berlin 28. x Lavergne, L. de: Les Econo
miſtes Francais 1 18. ſièc'e. Paris 70. x Dingle, H. oder
Aſtrophyſics. Lonbon 27. Vidmar, M.: Vorleſungen über
wiſſenſchaftlichen Grundlagen der Elektrotechnik. Berlin 2
Breſadola, J.: Jconographig mycologica. 1--5. Mediolani
Sudhoff, K.: Geſchichte der Keigin. 4. Aufl. Berlin 22.
Braaſch, W. Urography. London 27. Meyer, H.: Lichtbiologh
und Lichttherapie. Berlin 289. Lake-Peters: Handbook 1
Diſeaſes of ear. London 27. x Pearl, R.: Jntroduckion
medical biometry and ſtatiſtics. Philadelphia 23



Halle und Amgebung
Halle, 25. September.

teigerung der Vorbildungs-frs anferderungen für alle Berufe
Schulbildung aber iſt kein untrüglicher Gradmeſſer.

In den letzten Jahren macht ſich ſowohl bei den Behörden
z auch in der Privat wirtſchaft das Beſtreben geltend,
z Vorausſetzung für die Aufnahme in den Beruf als Beamter
er Angeſtellter eine möglichſt geſteigerte Vorbildung
fordern. Dabei muß bedauerlicherweiſe feſtgeſtellt werden,
z überhaupt nur auf Schüler höherer Lehranſtal
en, und bei dieſen wieder auf ſolche, die das Abiturium be
anden haben, Wert gelegt wird. Volksſchüler und Schüler mit
pittlerer Reife“ treten ganz in den Hintergrund.

Wenn es auch begreiflich erſcheint, daß bei dem geringen
zedarf an Anwärtern, wie er gegenwärtig bei den meiſten Be
Erden beſteht, diejenigen mit der beſten Schulbildung zuerſt
rückſichtigung finden, ſo muß doch anderſeits darauf hingewieſen

P rden, daß nach den Erfahrungen, die vielerorts gemacht worden

vie Schulbildung in vielen Fällen nicht allein als
Fradmeſ ſer für die Brauchbarkeit eines Menſchen im prakti
hen Leben angeſehen werden kann. So kommt es, daß mancher
holksſchüler in ſeinem Beruf die höchſten Stellen erklommen
at, während anderſeits auch höhere Schüler ſich in der Praxis
geniger gut bewährt haben.

Die Steigerung der Vorbildungsanforderungen aber hat zur
zolge, daß entweder die Eltern zu Koſten und Ausgaben ver-
mlaßt werden, die ſie nur unter den ſchwerſten Entbehrungen
tragen können, oder daß Begabten aus einfacheren Kreiſen
e Stellen bei Behörde oder in der Wirtſchaft verſchloſſen
ſleihen, wenn die Eltern die Geldmittel zum Beſuch einer
göhern Schule nicht aufbringen können. Wie bekannt, hat ſich
pht auch der Deutſche Städtetag in ähnlichem Sinne aus
nſprochen.

Ueber

a der Stadtausſchuß halleſcher Jugend-
verbände an der Arbeit

glagen über mangelnde Zuſammenarbeit mit den Behörden.

Der Vorſtand des „Stadtausſchuſſes halleſcher Jugend-
terbände“, dem heute 25 Jugendverbände- und Ver-
einigungen angehören, hatte dieſer Tage ſeine erſte Sitzung.
die allgemeine Lage der Jugendarbeit und der Mangel an Zu
ſanmen arbeit mit den behördlichen Körperſchaften wurden
eingehend behandelt. Zu begrüßen ſei ganz beſonders, ſo wurde
ſroorgehoben, daß die Aktivität der halleſchen Jugend-
reinigungen, trotz eines im vergangenen Jahre fehlgeſchlagenen

Perſuches, die bitter notwendige Zuſammenarbeit anzubahnen,
un doch eine Vereinigung „im Stadtausſchuß halleſcher

errungen hat, um von dieſer Stelle aus ihre
Vünſche und Bedürfniſſe kundzutun. Von vielen Seiten ſind im

ibt

an 0
egierung

nichts
n e eſonderen Wünſche laut geworden, den „Orts aus ſchuß für
aſchinen Jugendpflege“ neuzubeleben, um zu erreichen, daß er in ſtetiger
he Kom d lebendiger Verbindung mit den jugendpflegetreibenden Orga
weſen mſationen, fördernde Arbeit zu leiſten in der Lage iſt.

eunne er „Stadtausſchuß halleſcher Jugendverbände“ wird es ſich jeden

iten und fals immer angelegen ſein laſſen, die in den letzten Monaten
zu unter ſpontan zum Ausdruck gekommenen Wünſche der Jugendpflege
t n vereinigungen zu vertreten.

gekannt, Der Vorſitzende gab dann noch unter anderem bekann, daß
rſtelle. die „Bismarckjugend“ und die „Ordensgemeinſchaft jungdeutſcher
e Schweſternſchaften“ neuaufgenommen werden konnten. Weitere

Veitrittsgeſuche ſind an Karl Schmidt, Dorotheenſtraße 1,
zu richten.

8 vſei e Worüber wir uns ärgern
Fakultät Stimmen aus dem Publikum.

Verkehrsnöte hier und dort.
r mit Endlich hat die Polizeiverwaltung Abhilfe geſchaffen und

un Fahrverkehr am hre r re t es darfräge u nunmehr nur noch rechts gefahren werden. Aber wie ſteht's mit
den Titel Dem Kaiſerplatz? Hier iſt die Ueberſicht infoig der An

lagen viel ſchlechter. Alſo muß auch für den Kaiſerplatz die
Anordnung erfolgen, daß der Platz nur rechts umkreiſt werden
darf. Bei dieſer e eine Bitte an die Polizeiverwaltung.

t,logie und Es iſt wünſchenswert, daß die Yorck- und Kurfürſtenſtraße
Dr. med. u Einbahnſtraßen erklärt werden. Der Verkehr iſt ſo ſtark, daß

dentlichen ine Neuregelung erfolgen muß. Wiederholt ſind ſchon Zuſam
Gießen grenſtöße vorgekommen, beſonders Ecke Yorckſtraße und Moltke
Medizinal- Pfraße. Die Grundſtücke haben außerdem infolge der Erſchütte
ren 1884 rungen ſehr zu leiden.
habilitierte Auch in der Mozartſtraße hat man Beſchwerden. Dort
no ſiedelte Pefindet ſich der Fuß weg vor dem Hauſe Nr. 25 in einem
ber. derartigen Zuſtande, daß Hausbewohner wie Paſſanten dauernd

T vor allem bei Dunkelheit in Gefahr ſchweben, ſich Hals
und Beine zu brechen.

Halle uts-vib- Neu Zuſammenſtoß zwiſchen Kraftwagen und Motorrad.
erbun r mittag gegen 2812 Uhr fuhren in der Delitzſcher
der Uni g. daße am Eingang zum Güterbahnhof ein Auto und ein
dahl, e otorrad zuſammen. Während der Kraftwagen Schaden erlitt,
Erklärt v wurde der Motorradfahrer zu Boden geſchleudert und
ig in da an mit einem Knöchelbruch in die Klinik geſchafft

e e e e eGünther

Portrait Wohin gehe ich heute?ory of the
Progreß Stadttheater: „Die Pilger von Mekka“ (8).
ſchichte r Walhalla: Die große VarietéZirkusRevue „Tempo Tempo

e T Tempo!l“ (8).u g C. Suh Riebeckplatz: „Der Spion der Pompadour“ (4, 6.10,
Les Econo

5,: Modern
n über die C. T. Gr. Ulrichſtraße: Prinzeſſin Olala“ (4, 6.10, 8.15).
lin Ufa Alte Promenade: „Anna Karenia“ (4, 6.15, 8.20).
lani 74 ufa Leipziger Straße: „Waſſer hat Balken“ (4, 6.15, 8.20).
r ibielge Shauburg. „Marter der Liebe (4.80, 6.80, 8.80).
andbook

oduction

Modernes Theater: Fritz Servos in „Der keuſche Joſeph“ und
das neue Spegialitäten Programm (8).

W. Der hervorragende SaiſonEröffnungs Spielplan (8).
ochs Künſtlerſpiele: Das große September Programm (8).

Was zahlt Halle für die Fürſorge
Auf jeden Kopf der Bevölkerung entfallen 5,51 Mark Im erſten Vierteljahr 1928 macht das 032 500 Mark

aus halle im Vergleich mit anderen Großſtädten

Jm ſozialen und finanziellen Leben der Städte ſpielt die
öffentliche Fürſorge eine ſehr große Rolle. So iſt es von
beſonderem Jntereſſe, daß jetzt in den „Statiſtiſchen Vierteljahrs
berichten“ des Deutſchen Städtetages der Perſonenkreis der
öffentlichen Fürſorge und die Fürſorgekoſten während des
erſten Vierteljahrs 1928 einer gründlichen Darſtellung unter-
zogen werden. Denn wenn auch in den einzelnen Städten
ſtändig Angaben über die öffentliche Fürſorge gemacht werden,
ſo fehlt doch dabei der belehrende Vergleich mit einer
rößeren Anzahl Städte. Da bietet nun dieſe neue Unter-aſeng über die öffentliche Fürſorge der Städte für dieſes wich-

tige Gebiet die Möglichkeit zur Vergleichung der Städte unter-
einander, eine Möglichkeit, die im folgenden dahin ausgenutzt
wird, daß wir unſer Halle mit den anderen 20 deutſchen Groß-
ſtädten der II Größenklaſſe, nämlich den Städten von je 100 000
bis 200 000 Einwohnern, vergleichen.

Die Hauptergebniſſe für Halle im Vergleich mit den
anderen Großſtädten ſind folgende: Laufend in offener
Fürſorge unterſtützte Parteien wurden am 31. März dieſes
Jahres in Halle 5279 gezählt; auf das Tauſend Einwohner von
Halle macht das 27,13 Parteien. Jm Durchſchnitt der unter-
ſuchten 21 Großſtädte mit je über 100 000 bis 200 000 Einwohnern
kommen auf das Tauſend der Bevölkerung 28,36 laufend in
offener Fürſorge unterſtützte Parteien. Halle gehört zu den
12 Großſtädten, die unter dem Durchſchnitt der Groß-
ſtädte dieſer II. Größenklaſſe liegen, und zwar ſteht Halle an
zehnter Stelle dieſer 21 Großſtädte, zwiſchen Mainz mit 29,84 und
Plauen mit 24,53 laufend in offener Fürſorge unterſtützten Par-
teien auf jedes Tauſend Einwohner der betreffenden Stadt.
Die verhältniſſmäßig höchſte Anzahl der unterſtützten Parteien

unter den Großſtädten der II. Größenklaſſe bietet Kaſſ e l, das
auf jedes Tauſend ſeiner Einwohner 62,70 unterſtützte Parteien
aufweiſt. Dagegen die relativ kleinſte Anzahl
Parteien beſitzt Harburg-Wilhelmsburg, nämlich 1 „84
unterſtützte Parteien auf das Tauſend ſeiner Bevölkerung.

Die zweite Hauptfrage bei der offenrlichen Fürſorge iſt die
nach den Fürſorgekoſten (ohne Wochenfürſorge!. Da Se-
tragen für Halle im erſten Vierteljahr 1928 die Fürſorgekoſten
im ganzen, alſo Bar und Sachleiſtungen zuſammen 1
Mark; auf den Kopf der Bevölkerung Halles macht das 5,8 1 M.
aus. Jm Durchſchnitt der hier unterſuchten 21 Großſtädte ent
fallen auf den Kopf der Bevölkerung an geſamten Fürſorge-
koſten wieder Bar und Sachleiſtungen zuſammen im erſten
Viertel des laufenden Jahres 6,06 Mark. Halle zählt zu den
14 Großſtädten, die ſich unter dieſem Durchſchnitt der Für-
ſorgekoſten bewegen. Jn der Reihe der 21 Großſtädte von je
100 000 bis 200 000 Einwohnern nimmt Halle hier den 10. Platz
ein; es befindet ſich in der Mitte zwiſchen Elberfeld mit 5,6 Mark
und Braunſchweig mit 5,26 Mark Fürſorgekoſten (ohne Wochen-
fürſorge) auf den Kopf der Bevölkerung. Den höchſten Betrag
der Fürſorgekoſten, auf den Kopf der Bevölkerung ausgerechnet,
finden wir bei den Großſtädten dieſer II Größenklaſſe in
Wiesbaden mit 13,06 Mark, den niederſten Betrag der
Fürſorgekoſten treffen wir mit 1,51 Mark in Ludwigshafen
(Rhein) an.

So lernen wir für dieſe zwei Hauptpunkte der öffent-
lichen Fürſorge, nämlich was den Perſonenkreis und die Für-
ſorgekoſten im Verhältnis zur ganzen Einwohnerzahl der Stadt
betrifft, die beſondere Stellung Halles im Rahmen
der deutſchen Großſtädte genauer kennen. Univ.-Prof. G.

Beſſerer Feuerſchutz!
In jedem größeren Betriebe ſollten Schlauchleitungen vorhanden ſein

Uns wird geſchrieben:

„Es hat ſich als notwendig herausgeſtellt (man erinnert ſich
wohl noch der Brandkataſtrophe des Warenhauſes Knopf in Karls-
ruhe), dem Privat-Feuerſchutz die ſo notwendige Aufmerk-ſamkeit zu widmen. Ln Beziehung auf dieſen Privatfeuerſchutz
geſchieht noch viel zu wenig in Großſtädten, was vermutlich an
ungenügenden baupolizeilichen und feuerpolizeilichen Vorſchriften
liegen mag. Eine rühmliche Ausnahme macht hierin Frankfurt
(Main) ſowie wenige andere Städte Deutſchlands. Die Gründe
en liegen wohl bei den meiſten Berufsfeuerwehren, die der

einung zu ſein ſcheinen, es genügten in jedem Warenhauſe
oder in anderen Häuſern, die ſtarken Publikumsbeſuch haben,
und auch in den übrigen großen Betrieben eine Anzahl verteilter
chemiſcher Handfeuerlöſcher zur Erſtickung von entſtehenden
Bränden. Wie ſehr der Schein trügt, beweiſt der Brand des
Warenhauſes Knopf in Karlsruhe. Mit raſender Schnelligkeit
griff das Feuer um ſich, obwohl die geſamte Karlsruher Feuer-
wehr, die freiwillige Feuerwehr und ſolche der Nebenorte zur
Hilfeleiſtung h wurden. Daß bei ſolchem umfang-
reichen Angriff naturgemäß der Waſſerſchaden faſt ebenſo
groß war wie der Feuerſchaden, iſt nicht zu verwundern.

Warum ſträuben ſich gerade in Großſtädten die Berufs-
feuerwehren gegen den Privatfeuerſchutz durch an die Waſſer
leitung angeſchloſſene Schläuche Meiſt wird vorgeſchützt, daßder Waſſer ſchaden bei Benutzung ſolcher Feuerlöſcheinrichtung

größer ſei als der Brandſchaden, und daß es vollkommen genüge,
mit einer Anzahl Handfeuerlöſcher den entſtehenden Brand ſo-
lange an Ausdehnung zu hindern, bis die Feuerwehr eingreifen
kann. Der Fall Knopf wie viele andere Fälle beweiſen das
Gegenteil, denn bei den vielen großen Bränden der letzten Jahre
konnte man ſtets leſen: „Das Feuer wurde mit 4, 8, 12, ja 20
und mehr Schlauchleitungen von der Feuerwehr niedergekämpft.“

Gewiß, bei großen Bränden kann auf Waſſerſchäden keine
Rückſicht genommen werden, das Feuer darf nicht auf andere
Bauten übergreifen, denn man kann nicht ermeſſen, wo es zum
Stehen kommt.

Hat ein Geſchäftshaus außer Handfeuerlöſchern denn ich
verwerfe dieſe durchaus nicht eine Schlauchleitung zur Hand,
ſo kann auch einem ſich ausdehnenden Brande mit mehr Erfolg
entgegengetreten werden als mit einem Handfeuerlöſcher, der doch,
wie die Fabrikanten ſelbſt ſagen, nur ent ſtehende Brände
bekämpfen ſoll. Jedenfalls wird der Laie ſich im Beſitz eines
Schlauches mit ſtändig zuſtrömendem Waſſer ſicherer fühlen und
aushalten, bis die Feuerwehr kommt. Hier zeigt ſich aber ein
Hauptmoment, das nie beachtet wird und doch von folgenſchwerer
Bedeutung iſt. Häufig genug iſt es vorgekommen, daß die Feuer
wehr unterwegs einen Unglücksfall zu verzeichnen hatte.
Es ſtürzt ein Pferd der Feuerwehr Aufenthalt, Motor
ſchaden oder Radbruch Aufenthalt. Es kann ein anderes
verunglückts Gefährt die Straße ſperren Aufenthalt.
Jm Winter bei Glatteis oder tiefem Schnee gibt es Aufenthalt.
Vor einigen Wochen verunglückte in Wien ein Feuerwehrauto
und der Kommandant fand dabei ſeinen Tod. Wohl wird dann
in einer größeren Stadt ein anderer Löſchzug alarmiert, aber
es ſind viele Minuten verloren, und dieſe können für die Ver
u von Millionen und auch für Menſchenleben entſchei
dend ſein.

Die Koſten einer ſtärkeren Hauswaſſerleitung und die
nötigen Wandhydranten, Strahlrohre und Schläuche können und
farſen bei einem größeren Betriebe nicht in Frage kommen,
ſie ſind auch bei weitem nicht ſo groß gegenüber den bei Bränden
eintretenden Verluſten an Waren, Einrichtungen evtl. Maſchinen.
Größeren Schaden verurſacht meiſt die gänzliche oder teilweiſe
Stillegung des Betriebes, Verluſt der Kundſchaft uſw. Noch
eines ſoll erwähnt werden. Oftmals heißt es im Brandbericht:
„Der Schaden iſt durch Verſicherung gedeckt.“ Bezahlt die Feuer-
verſicherungsgeſellſchaft den Schaden aus ihrer Taſche?“, nein, die
Verſicherten insgeſamt tragen den Schaden durch ihre
Beiträge, die durch irgendwelche beſondere Gefahrenmomente
jederzeit erhöht werden können.

Mögen dieſe Zeilen dazu beitragen, daß dem Privatfeuer-
ſchutz mehr Beachtung geſchenkt wird, der Feuerwehr geſchieht da
durch kein Abbruch, wenn ſie für regelmäßige Reviſionen ſelbſt
ſorgt und ſolche nicht dem Lieferanten überläßt.“

Turnen Spiel und Sport
Oeſterreichs

Handball-Ländermannſchaft
Für das am 30. September in Halle ſtattfindende Hand-

ballLänderſpiel Oeſterreich-- Deutſchland hat der Oeſterreichiſche

Handball-Verband folgende Mannſchaft aufgeſtellt: Zak
(FAC.); Pinckardt (SC.), Wurmböck (VAC.); Tauſcher (FAC.),
Luſtig (Ferrowatt), Sturm (BHC.); Dietrich (FAC.), Neumaher
(Siemens), Grünwald (FAC.), Bohonnek (FAC.), Hortmann
(Polizei). Erſatz Kryſta (SC.).

Gladiatoren- Rennen
ohne Conteſſa Maddalena

Zum Gladiatoren-Rennen, das am 21. Oktober auf
der BerlinGrunewalder Bahn gelaufen wird und mit 41 000
Mark ausgeſtattet iſt, ſollte auch Conteſſa Maddaleng am
Start des 2800-Meter-Kurſes erſcheinen. Die „Wunderſtute“
wurde jetzt, wie ekannt wird, von der Teilnehmerliſte ge
ſt riche n. Als Grund hierfür wird das ſchlechte Abſchneiden der
Stute im Saint Leger angegeben.

Drakoniſche Strafmaßnahmen
des WSV.

Der Verbands-Fußball- Ausſchuß des Weſt deutſchen
Spielverbandes hat jetzt die Strafen für die ver-ſchiedentlichen Vergehen auf dem Fußballplatz feſtgeſetzt. Es
handelt ſich um Mindeſtſtrafen, die gegebenenfalls erhöht
werden können. Dieſe Mindeſtſtrafen ſind maßgebend für das
geſamte Verbandsgebiet und können nicht ſelbſtändig
von den unteren Jnſtanzen abgeändert werden.

Bei Beleidigung des iedsrichters wird der betreffende
Spieler von drei Meiſterſchaftsſpielen ausgeſchloſſen. Beſteht die
Beleidigung in einem tätlichen Angriff, ſo wird der Spieler auf
6 Monate disqualifiziert. Beleidigung des Gegners wird mit
Ausſchluß von 2 Meiſterſchaftsſpielen geſühnt, ein tätlicher An-
e auf den Gegner mit 4 Monaten Disqualifikation. Eine

ufforderung zu Unſportlichkeiten wird mit Ausſchluß von vier
Mei terſchaftsſpielen beſtraft. „Rohes Spiel“ kommt u. E. etwas
zu günſtig dabei weg, denn hierauf ſteht nur Ausſchluß von
2 Meiſterſchaftsſpielen.

So verwerflich, wie Strafen an ſich ſind, iſt jedoch dieſe
Maßnahme des WSV. ſehr zu begrüßen. Sie dürfte ſich

bei ſtrikter Durchführung ſehr bewähren und auf Spieler
wie auf Vereine er zieheriſch wirken, ſo daß man den übrigen
DFVB.Verbänden eine Nachahmung nur empfehlen kann.

Kurze Sportnachrichten
Das Florett Mannſchaftsfechten der Arbeitsgemeinſchaft

Berliner Sportfechter gewann die Dresdener Bank vor
der Berliner Turnerſchaft. Beſter Einzelfechter war Nau-
mann-Tegel.

Einen neuen deutſchen Fußballſieg brachte das Länderſpiel
gegen Norwegen, welches die deutſche Mannſchaft in Oslo
in Anweſenheit des norwegiſchen Königs vor etwa 12 000 Zu
ſchauern mit 2:0 gewann, nachdem ſie bereits in der erſten
Halbzeit mit 1: 0 in Führung gegangen war. Die beiden Tore
ſchoſſen Schmitt II und Kuzorra. Das Spiel fand bei
prachtvollem Herhvbſtwetter ſtatt.

Das 3-StundenMannſchaftsfahren auf der Rütt-Arenag ſah
nach ziemlich eintönigem Verlauf die Mannſchaft Franken-
ſtein-Buſchenhagen mit 58 P. ſiegreich vor Ehmer-
Kroſchel 53 P., Dewolf-Maes 39 P. und Kroll-Miethe, die als
Favoriten geſtartet waren, mit 36 P.

Das Matadoren- Rennen in Mariendorf, welches mit
20 000 Mark ausgeſtattet der Traberbahn einen Maſſen
beſſ uch gebracht hatte, gewann Geſtüt Damsbrücks Guy Bacon
(Ch. Mills) vor Harriſon Dillon und Peter Speedway. Der
Toto zahlte 25 für Sieg, 13, 17, 13 für Platz.

Ein Steher- Rennen auf der PrinzenparkBahn über 2)30
Kilometer gewann Paillard vor Benoit und weiteren
6 Konkurrenten. Ein Straßenfahren über 270 Kilometer, welches
gleichzeitig auf der Prinzenpark-Bahn endete, ſah Verwaekens
als Sieger vor dem Luxemburger Frantz in 8:9:30.

Ein HockeyStädteſpiel Stettin-- Berlin gewannen die Ber
liner, die durch eine Vereinsmannſchaft Vrandenburgs ver
treten waren, überlegen mit 8: 2 Toren.
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Landwirtschaft Handel
Der moderne Handwerker

e

Wir haben es kürglich als eine bedeutungsvolle Er
ſcheinung bezeichnet, daß ſich die Banken eingehend mit
dem Schickſal der Landwirtſchaft beſchäftigen und
ſie durch ihren Rat zu fördern ſuchen. Jn ihrem letzten,
nachfolgend abgedruckten Wochenbericht beſchäftigt ſich die
„All gemeine Deutſche Creditanſtalt“ (Adca),
Leipzig, mit dem Handwerk, wobei die Tatſache auf
fällt, daß die Bank das Handwerk inbezug auf ihre volks
wirtſchaftliche Bedeurung mit der Jnduſt rie auf gleiche
Stufe geſtellt wiſſen will. Die Schriftleitung,

Im Rahmen der öffentlichen Auseinanderſetzung über die
Probleme der wirtſchaftlichen Strukturwandlungen und über das
Ringen zwiſchen freier und gebundener Wirt-
ſchaft im beſonderen erſcheint auch eine Beſchäftigung mit
ſolchen Fragen notwendig, die das deutſche Handwerk als
eingelne Erwerbsgruppe bewegen. Handelt es ſich doch bei den
von hm umfaßten Schichten um Bevölkevungskreiſe, die als
Glieder des Mittelſtandes wirtſchafts und ſtaatspolitiſch nicht
mit Unrecht als ein

Faktor des Ausgleiches
zwiſchen dem in der Jnduſtrie am wirkſamſten in Erſcheinung
iretenden Kapital und der durch Millionen unſelbſtändig be
ſchäftigter Menſchen verkörperter Arbeit betrachtet werden und
in ihrer vor allem außerhalb der Großſtädte immer noch be
obachteten Verbundenheit mit dem Standort und
damit mit der Heimat ein gewiſſes Element der Ruhe dar-
ſtellen gegenüber der Freizügigkeit zum mindeſten des beweg-
lichen Kapitals ſowie der ſtets geltend gemachten Ungebunden-
heit derjenigen, die für Lohn arbeiten. Ueberdies verdient im
Hinblick auf die gegenwärtig ſo häufig gebotene Notwendigkeit
einer ſtärkeren Zuſammenfaſſung der wirtſchaftlichen und
finanziellen Kräfte in HKongernen und Kartellen eine
Berufsſchicht weitgehende Unterſtützung, die, wie das Handwerk,
aus der Natur der Dinge heraus an einer, wenn auch öfters in
ein größeres Ganzes eingegliederten Selbſtändigkeit als berufs
bedingt feſthält.

Hierin liegt auch der wichtigſte Grund, weshalb das Hand
werk auf die Erhaltung ſeiner wirtſchaftlichen Bewegungs-
freiheit größten Wert legt und ſich allen Verſuchen der
öffentlichen Hand, ſelbſt ſtärker in die Wirtſchaft einzu
dringen, lebhaft widerſetzt. Aehnliche Erwägungen ſind ferner
die Urſache für die ſtarke Ablehnung, welche in vielen Fällen die
Steuerpolitik des Reiches, der Länder und Gemeinden
durch die Verbandeorgane des Handwerks erfährt, weil man in
ihr die unnötige Schwächung einer freien Wirtſchaftsentwicklung
ſicht. Hier handelt es ſich vor allem um die Forderung auf

beſſere Anpaſſung der Grund, Gebände und Gewerbeſteuern
an die tatſächliche Leiſtungsfähigkeit

des einzelnen und weiter um den zuletzt auf dem 28. deutſchen
Handwerks und Gewerbekammertag in Köln zum Ausdruck ge
brachten Wunſch nach einer gerechten Ertragsbeſteue-
rung, wie ſie am eheſten in der Wiedereinführung einer Ver-
an nach einem dreijährigen Geſchäftsdurchſchnitt liegt.
Die Berechtigung derartiger Forderungen und Wünſche beruht
aber davauf, daß ſich

die innere Lebensfähigkeit des Handwerks
erwieſen hat,

weil ſelbſt die techniſche Umgeſtaltung des Arbeitsprogeſſes,
wie ſie zuerſt mit Einführung der Dampfmaſchine und ſpäter
infolge zunehmender Verwendung elektromotoriſcher Kraft ge
geben wurde, zuletzt unter Zuhilfenahme des Kleinmotors keine
Schmälerung, ſondern wenn auch durch andere Momente mit
beſtimmt eher eine Erweiterung des handrwerklichen
Wirkungskreiſes zur Folge hatte. Jn dieſem Sinne wandelte
ſich allerdings der Charakter des Handwerks im Lauf der letzten
Jahrzehnte und verkörpert heute vor allem in ſeiner Führung

einen durchaus modernen Typ,

der ſich ſowohl in der kaufmänniſchen wie in der be
triebstechniſchen Leitung ſeiner Geſchäfte keineswegs
den neugeitlichen Geſichtspunkten geſteigerter Produkktivität und
einer damit angeſtrebten erhöhten Rentabilität verſchließt, ſelbſt
wenn die Jdee der Rationaliſierung im Handwerk auf
ganz andere Weiſe als in der Jnduſtrie mit ihrem Hauptziel der
Serienarfertigung verwirklicht wird.

Ohne Frage hat eine ſtark kapitaliſtiſche r rer der
Wirtſchaft dem Handwerk manche Erwerbs möglich
keiten genommen. Man darf andererſeits aber nicht ver
geſſen, daß ſich dafür

neue Arbeitszweige,
beiſpielsweiſe in der Jnſtallation bei Waſſer, Gas und Elektrizität,
erſchloſſen haben, die wohl imſtande ſind, für den Berufszweig
im ganzen einen entſprechenden Ausgleich zu ſchaffen. Der
Hauptwert des Handwerks liegt aber in ſeiner IJndividuali-
tät, die jedes Schema und jede Typiſierung der Arbeit ablehnt
und deshalb bei gleicher Weſensrichtung des Volkes in Deutſch
land die ſtärkſten Vorausſetzungen ſeiner Arterhaltung findet.
So zeigt ſich denn auch bei einer zahlenmäßigen Feſtſtellung, daß
ſchätzungsweiſe etwa 135 Mill. Handwerksbetriebe, die zu den
reichsſtatiſtiſch erfaßten kleinen und mittleren Unternehmungen
gehören, 4 bis 5 Mill. Menſchen beſchäftigen und mit deren An
gehörigen zuſammen vund 8 bis 9 Mill. Volksangehörige um-
faſſen. Da dieſe aus Kreiſen des Handwerks ſelbſt zuſammen
geſtellten Ziffern jedoch nicht Anſpruch auf unbedingte Exakt-
heit machen, es andererſeits aber nur möglich iſt, mit genauen
Zahlen den beruflichen Anteil des Handwerks am Volksgangen
darzutun, geht eine weitere Forderung dahin, unter „ver
waltungsmäßig klarer Abgrenzung zwiſchen Fabrik und Hand
werk“ das erforderliche Zahlenmaterial zu gewinnen, und zwar
am geeignetſten durch die Feſtlegung einer Pflicht zur

Eintragung in eine handwerksrolle,
die ähnlich wie das Handelsregiſter nur ohne deſſen
zivilrechtliche Bedeutung die Standeszugehörigkeit nachweiſen
ſoll

Aus der Durchführung einer ſolchen Maßnahme würde ſich
eine erhebliche Stärkung des Organiſationsgedankens
überhaupt ableiten. Dieſer aber wird von den Vertretern des
Handwerks mit allem Nachdruck gefördert, weil der einzelne
Handwerker ohne Rückhalt in einer feſtgefügten, mit Rechten und
Pflichten ausgeſtatteten Berufsorganiſation ſich nur ſchwer und
unter zum Teil unnütze Kraft und Zeitaufwand den Hem-
mungen und W'derſtänden im gegenwärtigen Wirtſchaftsablauf
gewachſen zeigen könnte. Daher begrüßt man es, daß zunächſt
allerdiwgs nur in geplanter Abänderung der Gewerbeordnung
und noch nicht durch eine vom Handwerk längſt gewünſchte, in
ſich abgeſchoſſene Reichs Handwerksordnung eine

andwerker
andwerker“

Reihe der wichtigſten Vorſchläge in abſehbarer Zeit Verwirk-
lichung finden ſoll. Hierher gehört u. g. das Recht, in gleicher
Weiſe wie die Handelskammern vereidigte Sachver-
ſtändige zu beſtellen, ferner eine Umänderung des bisher
indirekt durch die Jnnungen ausgeübten Wahlrechtes zu
den Handwerkskammern in ein direktes und allgemeines der
einzelnen Handwerksbetriebe unmittelbar ſowie ſchließlich die

Ueuregelung s gewerblichen Schulweſens,
zu deſſen Träger ſich das Handwerk immer noch in erſter Linie
berufen fühlt. Denn wenn auch die Induſtrie die Behebundes Facharbeitermangels und die Sicherung eines rin
geſchulten Nachwuchſes vielfach zum Gegenſtand einer eigenen
Organiſation vor allem der Lehrlingsausbildung gemacht hat, ſo
kann das Handwerk doch darauf verweiſen, daß es ſelbſt noch
heute den Jnduſtriebetrieben einen großen Teil der quali-
fizierten Arbeiter ab gibt. Dies erſcheint verſtändlich, wenn
man ſich vergegenwärtigt, daß in dem Aufbau der handwerklichen
Lehrlings und Geſellenſchulung mit ſeiner Krönung in den
Meiſterprüfungen eine in langen Zeiträumen geſammelte Fülle
praktiſcher ahrungen ruht, die es berechtigt ſein laſſen, dieſe
von einer wertvollen Tradition getragenen Einrichtungen mög
lichſt weitgehend zu erhalten und geſetzlich zu ſchützen. Daher
dürfte ſich auch, wie erſt jüngſt in Düſſeldorf betont wurde, ein
Weg finden laſſen, der eine

gemeinſame Ordnung der Berufsausbildung durch Handwerk
und Jnduſtrie

Vorteil beider Wirtſchaftsgruppen geſtattet, wobei die Eigen-
iten der Handwerksentwickklung in ähnlicher Weiſe gewahrt

werden können, wie es bei der Neuregelung der Arbeisgerichts-
barkeit geſchah, die ſeinerzeit beſondere Fachkammern und
Jnnungsſchiedsgerichte für das Handwerk ſchuf.

Jnſofern bedarf allerdings das Handwerk ebenſo wie die
Privatwirtſchaft in ihrer Geſamheit gegentwärtig einer be-
ſonderen Pflege, als ſeine Lage bei der oft verhältnismäßig
ſchwachen Poſition des eingelnen naturgemäß erhöhten Schwierig-
keiten ausgeſetzt iſt. Hierbei handelt es ſich einmal um eine
teilweiſe recht erhebliche Beeinträchtigung de Auftragseinganges,
die ihre Urſache in der herabgeminderten Kaufkraft
der Bevölkerung findet. Dieſe Erſcheinung wirkt ſich aber ver
ſtärkt aus, weil die anhaltend große Arbeitsloſigkeit Bemühungen
des einzelnen beſchäftigungsloſen Arbeiters oder Geſellen
fördert, ſich unter der Hand durch ſogenannte Schwar z-
arbeit, wenn auch nur vorübergehend, kleine Verdienſtmögli
keiten zu verſchaffen, die abgeſehen von einem entſprechenden
Ausfall der Aufträge für das Handwerk auch ſehr leicht infolge
mangelnder Sorgfalt bei der Ausführung unerwünſchte Rück
ſchlüſſe auf dieſes ſelbſt auslöſt. Ein iſſer Abbruch wird dem
Handwerk ſchließlich dadurch getan, daß größere Betriebe, ſei es
ſtagtlicher oder privat wirtſchaftlicher Art, ſich für die regelmäßige

Erledigung handwerksmäßiger Arbeiten eigene Werk-
ſtätten einrichten. Noch nachteiliger iſt eine durch eben an-
geführte Umſtände geförderte gegenſeitige Konkurrenz
der Handwerker untereinander, die ſogar zu Ange! Ken unter
den eigenen Selbſtkoſten führt und damit ſowohl die Subſtamz-
als auch die Exiſtenzerhaltung gefährdet. Am ſtärkſten hemmt
allerdings die gerade

im Verkehr zwiſchen Handwerk und Kundſchaft weitverbreitete
Borgwirtſchaft,

die für die Liquidität des einzelnen Handwerksbetriebes von
ſchädlichſter Wirkung iſt und wohl auch die Haupturſache einer
immer wieder hervorgehobenen ungenügenden Kreditverſorgung
des Handwerks bildet. Jmmerhin zeigt die auf dem letzten
Handwerks und Gewerbekammertag angekündigte

Errichtung eines Jnſtitutes für Handwerkswirtſchaft,
daß trotz mancher Berufsnöte der Wille lebendig iſt, in wiſſen
ſchaftlicher Forſchung einer erfolgreichen Fort entwicklung
des geſamten Standes ſowohl nach der techniſchen und wirtſchaft
lichen als auch nach der kulturellen Seite hin zu dienen.

Hausbeſitz und Wohnungszwangs-Wirſt
Der „Reichsverband der Haus und Grundbeſitzervereine

Deutſchlands“ hielt am 15., 16. und 17. September d. J. in Mei
ningen ſeinen 3. Reichsverbandstag ab. Namhafte Führer des

deutſchen und öſterreichiſchen Haus und Grundbeſitzes ſprachen
über die Wohnungszwangs wirtſchaft und ihre Folgen.
Nachſtehende Entſchließung wurde angenommen und der
Reichsregierung unterbreitet:

„Des Staates berufene Rolle iſt die als Hüter der öffentlichen
Ordnung, des Rechtes, der Sitte, der Moral. Die Zwang s
wirtſchaft iſt zu einem geſchworenen dieſer ideellen
Grundlage eines geordneten ſtaatlichen Lebens geworden. Der
Staat von heute in ſeiner Rolle als Geſetzgeber auf dem Gebiete
des Wohnungsweſens hat nicht nur nichts erreicht, ſondern hat
ungeheure materielle und ideelle Schäden verurſacht, die unbedingt
der Oeffentlichkeit unterbreitet werden müſſen. Der Reichs
verband der Haus und Grundbeſitzervereine Deutſchlands iſt nicht
in der Lage, irgend eine Verantwortung für das als falſch
und untauglich erkannte, aber immer von Staatswegen noch feſt
gehaltene Syſtem der Zwangswirtſchaft zu übernehmen. Die Ge
ſundheit jedes einzelnen iſt ein Rechtsgut und eine Pflicht
forderung. Wie jeder einzelne ein Recht auf Geſundheit hat
und die Pflicht zur Geſundheit, ſo hat dieſe Pflicht ganz beſonders
der Staat. Der Hauswirt iſt ſich ſeiner Pflicht, für die Geſund
heit ſeiner Mieter fördernd einzutreten, bewußt. Der R. V. als
die Zuſammenfaſſung von Haus und Grundbeſitzervereinen
Deutſchlands und Oeſterreichs verlangt, um dieſe Pflicht voll er
füllen zu können, die bewußte alsbaldige Abkehr des Staates
von der Als zeitgemäß und durchführbar fordert der Reichsverband: 1. Freigabe auch der ge
werblichen Räume mit Wohnungen. 2. Freigabe der
Hausmeiſter-Wohnungen, damit wieder Zucht und
Ordnung in die Häuſer einkehren kann. 3. Herausnahme aller
Gemeinden unter 100000 Einwohnern aus derWohnungszwangswirtſchaft. 4. Jn Gemeinden mit über 100 000
Einwohnern Freigabe aller Mietsobjekte von 4 Zimmern ab.

Die Hauswirtſchaft iſt Jahrtauſende ihrer Pflicht, für
Obdach zu ſorgen, durchaus gerecht geworden. Für die Zu
kunft kann ſie nur, wenn ſie von den r des Zwan-
ges befreit wird, in ſachgemäßer Weiſe mithelfen, das Rechts
ut der Geſundheit des deutſchen Volkes S fördern, z um
ohle der deutſchen, Jugend, zur langung einesſorgenfreien Alters für die Jnvaliden der Arbeit und des Ge

werbes, zur Erhaltung des deutſchen Nationalvermögens und

Industrie

S

Wiedererlangung der Hoheit des deutſchen Reiches an Achty
und Ehre!“

Vor einigen Wochen haben wir in zwei Aufſätzen ausführlig
Jena der deutſchen Hausbeſitzer für ſchneh
Beendigung der Wohnungszwangs wirtſchaft Stellux
genommen und dabei zu erläutern daß die Hausbeſit
verbände in der Verfechtung ihrer durchaus berechtigten Le
ſtrebungen einen falſchen Weg einſchlagen, weil ſie in ſo au
älliger e „gemeinnützige“ Ziele vor ihre privatwi
r Wünſche ſtellen. Es liegt darin, wie wir ſagten, e

völlige Verkennung der Geiſtesrichtung in der Mieterſchaft: Den
auch ſie will ſchließlich weiter nichts als niedrige NMieter
haben, wie ebenſo verſtändlicherweiſe die Hausbeſitzer hoh
Mieten haben wollen. Warum wird in einer ſolchen Erklärung
nicht klar und ſchlicht geſagt: „Wir Hauseigentümer haben da

le iche Recht an den Früchten unſeres Eigentums, unſererden. und Kopfarbeit, ſowie des von uns zu tragenden Riſikos

ngsweiſes Niedrighalten der Rentabilität von Häuſe
e den Wohnungsbau, führt zu weiterenVerfall der alten Wohnhäuſer und mindert die Leiſtun e
des Hauswirts für das Wohl ſeiner Mieter. Jeder wirtſchaftliche
Leiſtung muß eine entſprechende Vergütung gegenüberſtehen!
Wird dieſe künſtlich herabgedrückt, ſo verſchlechtert ſich die Leiſtung
im n wenn nicht noch höherem Maße. Regierung un
Volk müſſen dieſen Vorgang erkennen und haben zudem d
Pflicht, ſich nicht ein ſeitig an einer Gruppe der Bevölkern
zu bereichern, was auch dem Staatsrecht und der wirtſcho

Vernunft widerſpricht.“ Ein ſolcher Ruf muß endlig
rt werden. Aber von jahrtauſendelanger treuer Fürſorge z

prechen, ſich als Hort der Jugend, Jnvaliden und des Gewerh,
hinzuſtellen und vorzugeben, nichts zu erſtreben als nur de
Wohl des Volkes nein, ſo etwas wirkt nicht in unſere
harten Zeit oder es wirkt nur komiſch.

Die Schriftleitung.
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In Deutſchland beſchäftigt jeder 8. Selbſtändige eine H
angeſtellte, jeder 35. Angeſtellte und Beamte und jeder 36., Ren
ner.

Ausdehnung der Finanzierung für Landkraftmaſchinen. J
Finanzierungs Geſellſchaft für VLandkraftmaſchinen, dere
Aktionäre die Deutſche Rentenbank-Kreditanſtalt und
führenden Großbanken ſind, hat jetzt die Finangierungsmögli
keiten inſofern ausgedehnt, als auch Maſchinen mit einem Vet
von unter 1000 R.-M. auf Abzahlung geliefert werden. Währe.
bisher nur Traktoren von der Finanzierungsaktion erfa
wurden, werden nunmehr alle Arten von Maſchinen für di
Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft und reichen Nebel
betriebe, wie Brennereien, Stärkefabrikation finanzier
20 Prozent des Kaufpreiſes ſind bei der Lieferung der Maſchi
bar zu entrichten, 40 Prozent werden bis zu 13 Monaten un
die reſtlichen 40 Prozent bis zu 26 Monaten geſtundet; bei
jekten unter 1000 R. M. beträgt die Höchſtkreditdauer 15 Monat
Bei Abwicklung des Geſchäfts in 3 Monaten werden 8 Prozen
in 6 Monaten 9 Prozent, in 9 Monaten 10 Prozent, in meh
als 9 Monaten 1035 Prozent Zinſen berechnet.

Polkswirtſchaſtliche Literatur
Die Perſiſch-Ruſſiſchen Vert vom 1. Oktober den zurzehin Perſien gültigen t r ne tPerſiſchen Geſellſchafi“, BvVerlin Grunewald, Franzendbeder

Straße 5. 102 Seiten. Dieſe Verträge, von denen bisher in 2
nur der Garantie und Reutralitätsvertrag bekannt geworden iſt, und die n
ihrem umfange das wichtigſte diploinatiſche Jnſter-
ment der ruſſiſchen Diplomatie im ne Oſten darſtellen, ſind bisher in
Deutſchland im Wortlaut unbekannt geblieben. Eine ganze Reihe der
ſtimmungen der Verträge, insbeſondere des Handelsverträge

n b e e n. 74 an für lan dem Tranſit dur owjetRußlan rſien beſondeweitgehend intereſſiert iſt. Von e retung in v der Pub
kation insbeſondere auch der im Hefte verdffentlichte Minimalzolltarif,
ſeit dem 10. Mai auch für Deutſchland güllig iſt. Er iſt m. W. bisher
europäiſcher Frage und in dieſer Form in Europa noch nicht veröffentl

der Maximal- W a re men See rfür Deutſchland. Levererarif aufgenommen.

Der Mieterſchug in Preußen 1928/30 (MieterſchutzLockerungsverordnuttGemeinverſtändlich dargeſtellt von e J e
Aus der „Vücherei des Hausbeſitzers“, herausgegeben vom „Bund
Berliner r und Grunbeſitzer.“ 82 Seiten. Die neuſten Streit
keiten zwi usbeſitzern und Mietern rühren von der Unkenntniz
Geſeve her. chwert wird deren Studium dadurch, daß ſie in zahlreics
Verordnungsdlättern zerſtreut ſind. Auch die ſalſche Richtung und Raß
keit der geaenſeitigen Bekämpfung iſt nicht ſelten eine Folge völligen

r.
er die geringe e n, die ſo trez el Erläuterung, wie ſiee in dem genannten Heft enthal

en un r zur RNeuordnung des deutſchen Rechtsweſe

fer, Rei DLiebmann, Berlin Wn W. 57. 40 Seiten. Preis 1 50 Mark.

op die eben umfangreiche v

g e iteratu jaus er er r r zu ſtudieren

Geh. R. Prof. Dr. R.
Verlag der
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